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AfD als rechtsextremistisch eingestuft:
Politische Stormwarnung!

Die AfD wird als „gesichert rechtsextremistisch“ eingestuft,
was heftige Kritik aus der politischen Opposition auslöst.

Deutschland - Am Freitag, den 4. Mai 2025, wurde die gesamte
Alternative für Deutschland (AfD) vom deutschen
Verfassungsschutz als „gesichert rechtsextremistisch“
eingestuft. Diese Entscheidung hat landesweit massive Kritik
ausgelöst. Politiker und Analysten warnen vor der
Instrumentalisierung solcher Einstufungen zur Bekämpfung
politischer Opposition und zur Einschränkung der
demokratischen Rechte. Petra Steger, Europaabgeordnete der
Freiheitlichen Partei, bezeichnete die Maßnahme als politisch
motiviert und als gezielte Attacke auf die Opposition. Sie
kritisierte, dass die aktuelle Regierung mit geheimpolitischen
Mitteln gegen politische Mitbewerber vorgeht und bezeichnete
die Überwachung der AfD durch den Verfassungsschutz als



Skandal mit potenziellen Folgen für ein Verbotsverfahren.

Zusätzlich äußerte Steger Bedenken hinsichtlich der neuen
Strukturen der EU-Kommission, die zur Bekämpfung von
Desinformation ins Leben gerufen wurden. Ihrer Meinung nach
gefährden diese Maßnahmen die Meinungsfreiheit und zeigen
eine alarmierende Machtverschiebung in Europa, die von einer
abgehobenen Elite als verzweifeltes Aufbäumen verstanden
werden kann. Auch das Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW)
kritisierte die Einstufung der AfD und warnte vor einem
autoritären Umbau der Gesellschaft. Wagenknecht warf den
Parteien der „demokratischen Mitte“ vor, die freie
Meinungsäußerung einzuschränken und unliebsame politische
Gruppen mit undemokratischen Mitteln zu bekämpfen.

Kritik und internationale Reaktionen

Die geschäftsführende Bundesinnenministerin Nancy Faeser
(SPD) wurde ebenfalls in die Kritik genommen. Internationale
Vertreter sowie etablierte Medien erklärten, dass die Einstufung
der AfD als „rechtsextremistisch“ fragwürdig sei und die
demokratischen Prinzipien untergrabe. Diese Situation sorgt für
eine angespannte politische Atmosphäre, in der es immer
schwieriger wird, einen offenen Dialog über unterschiedliche
Meinungen zu führen und gleichzeitig die Grenzen des
Verfassungsschutzes zu respektieren.

Ein Blick auf die Entwicklungen im Bereich Rechtsextremismus
zeigt, dass der Verfassungsschutz auch andere relevante
Erkenntnisse veröffentlicht hat. Laut dem Verfassungsschutz
waren im Jahr 2023 insgesamt 40.600 Personen als
rechtsextremistisch klassifiziert, was einen Anstieg im Vergleich
zum Vorjahr darstellt. Davon werden etwa 14.500 als
gewaltorientierte Extremisten eingestuft. In der gleichen Zeit
stiegen rechtsextremistische Straftaten um 22,4 % auf
insgesamt 25.660.

Rechtsextremismus in Deutschland

https://www.verfassungsschutz.de/DE/verfassungsschutz/der-bericht/vsb-rechtsextremismus/2023-vsb-rechtsextremismus_artikel.html


Die Verteilung des rechtsextremistischen Potenzials
veranschaulicht, dass etwa 16.300 Personen in politischen
Parteien organisiert sind, während 8.500 parteiunabhängig
agieren. Weitere 17.000 Personen zählen zum unstrukturierten
Potenzial. Besonders alarmierend ist der Anstieg der
Gewalttaten, die in der jüngsten Erhebung 1.148 Fälle umfassen,
was einem Anstieg von 13 % zu 2022 entspricht und die
Gefahren rechtsterroristischer Ansätze verdeutlicht.

Die Situation wird durch jüngste Vereinsverbote, darunter die
von „Hammerskins Deutschland“ und „Die Artgemeinschaft“,
geprägt, die im September 2023 verhängt wurden. Diese
Maßnahmen zielen darauf ab, die Strukturen der rechtsextremen
Szene zu schwächen. Trotz dieser Verbote ist das Potential der
rechtsextremen Strukturen weiterhin besorgniserregend. Der 
Verfassungsschutz dokumentiert auch die Zunahme von
Berichten über rechtsextremistische Propaganda und Gewalt,
die vermehrt gegen Asylunterkünfte gerichtet sind,
insbesondere in Krisenzeiten.

Die Entwicklung der AfD und die allgemein steigenden Zahlen im
Bereich Rechtsextremismus zeigen eindeutige Trends, die
sowohl die politische Landschaft in Deutschland als auch die
gesellschaftliche Diskussion um Meinungsfreiheit und
Demokratie erheblich beeinflussen.
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